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Schlussbericht "Erfolgreiche Umsetzung von Gemeindefusionen"
Erfahrungen und Handlungsempfehlungen aus der Praxis

Institut für Betriebs- und Regionalökonomie; Stephan Käppeli, Ivo Willimann, Paul Bürkler

Management Summary
	Ausgangslage
	Im Kanton Luzern wurden in den letzten Jahren mehrere Gemeindefusionen realisiert. Aufgrund dieser Erfahrungen und aus weiteren schweizerischen Forschungsprojekten ist bekannt, was in den Phasen der Vorabklärung, der Fusionsanalyse und der Vorbereitung des Fusionsentscheides zu einer erfolgreichen Gestaltung beiträgt. Dies trifft für die Umsetzungsphasen nach dem formellen Fusionsentscheid an der Urne nicht zu.

	Fragestellung
	Das Amt für Gemeinden des Kantons Luzern hat das Institut für Betriebs- und Regionalökonomie IBR damit beauftragt, die Umsetzung von Gemeindefusionen zu analysieren und Handlungsempfehlungen für eine erfolgreiche Umsetzung abzuleiten. Folgende Fragen standen im Zentrum:

- Welche Rahmenbedingungen erleichtern resp. erschweren die Umsetzung
    einer Gemeindefusion?

- Was ist bei der Fusionsvorbereitung zu berücksichtigen, damit sich eine

    Gemeindefusion gut umsetzen lässt?

- Was hat sich bezüglich der Gestaltung des Fusionsumsetzungsprozesses

    bewährt resp. nicht bewährt?

- Was kann die Exekutive, was kann die Verwaltungsführung konkret tun,

    um den Umsetzungsprozess erfolgreich zu gestalten?

- Welchen Beitrag kann der Kanton leisten, um Gemeindefusionen nachhal-
    tig zum Gelingen zu bringen?

	Methode
	Die Untersuchung des Fusionsprozesses folgt einem Fünfphasenmodell. Sie fand insbesondere anhand der Gemeinden Reiden und Römerswil statt. Es wurden qualitative Interviews mit Entscheidungsträgern und Betroffenen durchgeführt. Bei der Auswertung dieser Interviews kristallisierten sich zwei wichtige Handlungsfelder heraus: „Personal" und „Kommunikation". In einer zweiten Interviewstaffel wurden diese Handlungsfelder vertieft. Die Interviewergebnisse wurden in einem Arbeitsbericht zusammengefasst und im Rahmen eines Workshops mit den Interviewpartnern und Schlüsselpersonen

aus andern Fusionsprojekten diskutiert und validiert.

Die wichtigsten Handlungsempfehlungen zum Umsetzungsprozess als Ganzes, zu den beiden wichtigen Handlungsfeldern „Personal“ und „Kommunikation“ sowie zum Beitrag, den der Kanton zum Gelingen von Gemeindefusionen leisten kann, werden im Folgenden kurz zusammengefasst.

	Umsetzungsprozess 


	– Aufbau einer Umsetzungsorganisation 

Der Aufbau der Umsetzungsorganisation soll vor der Fusionsabstimmung und mit Vorteil im Fusionsvertrag geregelt werden. Eine Projektorganisation, die sich gut bewährt hat, besteht aus Projektrat (alle Gemeinderäte), Projektausschuss (Gemeindepräsidenten) und Fachgruppen. Bei der Festlegung der Fachgruppen ist darauf zu achten, dass nicht nur inhaltliche Fachgruppen gebildet werden, sondern auch in funktionalen Bereichen. Dies betrifft insbesondere die beiden zentralen Bereiche „Personal“ und „Kommunikation“.

Es ist darauf zu achten, dass zwischen politischen Fragen der Umsetzung (Ebene Gemeinderat) und Fachfragen (Verwaltungsebene) unterschieden wird. Diese Trennung kann sich auch im Organigramm widerspiegeln, indem zwischen Fachgruppen (politisch-strategisch) und Arbeitsgruppen (verwaltungstechnisch-operativ) unterschieden wird. Die Zuständigkeiten sowie die Entscheidungs- und Finanzkompetenzen müssen klar geregelt sein.

	
	– Planung

Die grösste Herausforderung im Fusionsprozess wird darin gesehen, alle sich stellenden Probleme rechtzeitig zu identifizieren und anzugehen. Die Orientierung an der Logik des Rechnungsmodells ist hilfreich. Es ist jedoch wichtig, dass Prioritäten bezüglich Dringlichkeit und Wichtigkeit gesetzt werden.

	
	– Umsetzung / Kontrolle

Die Dauer der Phase „Umsetzung bis Inkraftsetzung“ sollte nicht zu lange

dauern, da ansonsten der Schwebezustand zu Unsicherheiten führt. Es ist zu prüfen, ob die Verwaltungen etappenweise fusioniert werden können. Dadurch können Pendenzen gestaffelt zusammengelegt werden, was Arbeitsspitzen vermeiden hilft.

Die Erhaltung von Wissen ist entscheidend. Es empfiehlt sich, ein einfaches

Wissensmanagementsystem zu implementieren. Daneben ist es auch empfehlenswert, den Fusionsprozess von Beginn weg gut zu dokumentieren und

so nachvollziehbar zu halten.

Es sollte überprüft werden, ob die gefällten Entscheide bezüglich Leistungsangebot und Effizienz der Arbeitsabläufe auch die erwartete Wirkung hatten.

Die Ergebnisse dienen zur Information der Bevölkerung darüber, ob im Vorfeld geäusserte Befürchtungen eingetreten sind oder wie gross die Wirkung

nun tatsächlich ist.

	
	- Leistungsangebot / Arbeitsabläufe

Die Festlegung des Leistungsangebots der fusionierten Gemeinde ist von zentraler Bedeutung. Für die Bevölkerung wichtige Komponenten des Leistungsangebots sollten bereits in der Phase 0 definiert und kommuniziert werden. Ein Leistungsabbau, der erst in der Phase 1 kommuniziert wird, kann zu Akzeptanz- und Imageverlusten führen. Im Rahmen der Fusion bietet es sich an, die Stellenbeschriebe sowie die Arbeitsabläufe auf ihre Effizienz hin zu überprüfen und allenfalls zu optimieren.

	
	- Gemeinderat

Die Geschlossenheit der Gemeinderatsgremien und Verwaltungen gegen aussen ist für das gute Gelingen der Umsetzung entscheidend. Während des Fusionsprozesses sind Demissionen von Gemeinderäten zu vermeiden.

Es bewährt sich, den Gemeinderat der fusionierten Gemeinde frühzeitig zu wählen und schon vor dem eigentlichen Amtsantritt beratend einzubeziehen. In der Fusionsvorbereitung ist zu klären, welche Entscheidungen noch in den alten Strukturen gefällt werden sollen.

	Personal
	Der Bereich Personal hat sich für die Umsetzung als entscheidend erwiesen.

Es ist von zentraler Bedeutung, dass die Zuständigkeiten im Bereich Personal

klar definiert und den Mitarbeitenden bekannt sind. Kontinuität in der Führung ist für den Übergang ein Vorteil. Es ist wichtig möglichst frühzeitig zu wissen, welche Gemeinderäte in der Umsetzungsphase tätig sein werden und wer für die Phase 2 wieder kandidieren will. Ebenso trägt auch die frühzeitige Offenlegung von Ansprüchen und Absichten zur Klärung der Verhältnisse bei.

Eine Fusion tangiert die Arbeitsplätze und somit existenzielle Interessen der

Gemeindeangestellten. Es wichtig, dass die Rahmenbedingungen frühzeitig

bestimmt und die Mitarbeitenden direkt informiert werden. Da eine Gemeindefusion mit einem administrativen Mehraufwand verbunden ist, kann den Mitarbeitenden auf betrieblicher Ebene oft bereits in einer frühen Phase eine Weiterbeschäftigung über den Fusionstermin hinaus zugesichert werden.

Die Personalbedarfsplanung ist frühzeitig vorzunehmen und – falls aufgrund

des Mehraufwandes erforderlich – eine (vorübergehende) Personalaufstockung vorzusehen.

Um wesentliche Erfahrungsverluste zu vermindern, sind mit einer langfristig

ausgerichteten Personalpolitik wichtige Wissensträger für die Zeit des Fusionsprozesses an die Gemeinde zu binden. Mit Schlüsselpersonen innerhalb

der Verwaltung sind entsprechend Gespräche zu führen.

Bei delikaten Personalentscheiden (z.B. Gemeindeschreiber) ist es empfehlenswert im Rahmen eines Coachings mit einer unabhängigen, externen

Fachunterstützung zusammenzuarbeiten. Die Mitarbeitenden sollten ihre Erwartungen, Bedürfnisse und Interessen in Bezug auf das künftige Tätigkeitsfeld artikulieren können. Dabei ist sicherzustellen, dass die Leitungsperson (Gemeindeschreiber) ebenfalls eine Ansprechperson hat. Ein Coaching des „designierten“ Gemeindeschreibers, welcher die ganze Verwaltungsreorganisation umsetzt, ist sinnvoll.

Der Einbezug der Mitarbeitenden beim Entwerfen der künftigen Verwaltungsorganisation und deren Umsetzung trägt dazu bei, Unsicherheiten zu relativieren. Zudem leisten sie mit ihrem Wissen einen wertvollen Beitrag.

Wo Mitarbeitende neue Aufgabengebiete übernehmen, ist der Bedarf nach Weiterbildung zu prüfen. Die Integration der Mitarbeitenden jener Gemeinden, deren Verwaltungen mit der Fusion aufgelöst werden, sollte bereits in der Phase 1 beginnen. (z.B. gemeinsame Mitarbeiteranlässe).

	Kommunikation
	Die Kommunikation gegenüber den Angestellten sowie gegenüber der Öffentlichkeit ist im Fusionsprozess von zentraler Bedeutung. Die Kommunikationsarbeit ist daher von Beginn weg konzeptionell zu planen. Es empfiehlt sich mit einer Fachperson zusammenzuarbeiten.

- Kommunikation nach Innen

Bei der Kommunikation nach Innen geht es einerseits darum, jene Informationen weiterzugeben, um jene Aufgaben zu erfüllen, die im Rahmen des Fusionsprozesses anfallen. Andererseits ist sie darauf auszurichten, Sicherheit und Perspektiven zu bieten, um die Arbeitsmotivation nicht zu beeinträchtigen. Dabei ist es wichtig, den persönlichen Kontakt zu suchen. (vgl. Personal)

- Kommunikation nach Aussen

Nach vollzogener Fusion besteht die Gefahr, dass bei auftretenden Problemen die Gemeindefusion als Ursache vorgeschoben wird. Mit einer von Beginn weg sorgfältigen Informationspolitik, in welcher kompetent, offen und anschaulich über die Konsequenzen einer Fusion informiert wird, kann das Vertrauen in die Behörden und die Akzeptanz gegenüber der Fusion langfristig gestärkt werden. Dabei ist es wichtig, ein gutes Mass zu finden.

Es sind vorrangig jene Themen aufzugreifen, die in der Öffentlichkeit von Interesse sind. Für eine aktuelle, adressatenorientierte Information ist vorausschauend zu überlegen, zu welchem Zeitpunkt bei der Bevölkerung welcher

Informationsbedarf vorhanden ist. Dazu ist ein "direkter Draht" zur Bevölkerung notwendig. Ein Echoraum, in dem möglichst viele Anspruchsgruppen aus der Bevölkerung vertreten sind, kann hierzu ein hilfreiches Gefäss sein. Es ist wichtig, die Kritiker der Fusion ins Projekt einzubinden. Von diesen gehen oftmals wichtige Impulse aus, die es sich lohnt aufzugreifen. Der Echoraum ist ein geeignetes Gefäss dafür.

Daneben hat es sich bewährt, nach der Phase 2 die Wünsche und Anregungen der Bevölkerung an öffentlichen Veranstaltungen entgegenzunehmen. Die Ergebnisse der Überprüfung, ob die Fusion die erwarteten Wirkungen hat, bilden die Grundlage einer offenen Information der Bevölkerung. Bei auftretenden Planungsfehlern wird ein offener Umgang empfohlen. Der Übergang zu Phase 2 ist bewusst zu gestalten (z.B. Fest am ersten Tag

der fusionierten Gemeinde).

	Welchen Beitrag kann der Kanton leisten, um Gemeindefusionen nachhaltig zum Gelingen zu

bringen?


	Die Gemeinden sind in der Umsetzungsphase auf die kooperative Unterstützung von verschiedenen kantonalen Stellen angewiesen. Sie schätzen eine zentrale Ansprechstelle. Sie wünschen sich vermehrten Austausch von Information und Erfahrung bis hin zu standardisierten Prozessabläufen und

Checklisten. Zusätzlich wird eine Unterstützung im EDV-Bereich und ein Coaching von Führungsverantwortlichen in Behörden und Verwaltung als wünschenswert erachtet. Nebst der fachlichen Unterstützung wird auch der finanzielle Beitrag des Kantons wertgeschätzt.


Luzern, 20. Oktober 2008
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